
Satzung
Arbeitsgemeinschaft Naturgemäße Waldwirtschaft(ANW)

Landesgruppe Bayern e. V.

Der Verein ist die regionale Gliederung der 1950 in Schwäbisch-Hall ge-
gründeten „Arbeitsgemeinschaft Naturgemäße Waldwirtschaft (ANW)“.

§1 Name, Sitz, Geschäftsjahr und Gerichtsstand des Vereines

1. 1Der Verein führt den Namen „Arbeitsgemeinschaft Naturgemäße 
Waldwirtschaft (ANW), Landesgruppe Bayern e.V.“. 2Der Verein ist in 
das Vereinsregister einzutragen. 

2. Der Verein hat seinen Sitz in 91602 Dürrwangen, Landkreis Ansbach.

3. Das Geschäftsjahr des Vereines ist das Kalenderjahr.

§ 2 Aufgaben und Ziele

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige 
Zwecke im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Ab-
gabenordnung sowie folgende Ziele:

a) Verwirklichung der auf den Biotop- und Artenschutz gerichteten Grundforde-
rungen des Naturschutzes durch eine Waldbehandlung, die in erster Linie an 
den Strukturen und Lebensabläufen von Naturwäldern orientiert ist.

b) Die Förderung der Forstwissenschaft, die forstliche Fortbildung und die Pflege 
des persönlichen Gedanken- und Erfahrungsaustausches.

c) Die Arbeitsweisen der Naturgemäßen Waldwirtschaft in Beispielbetrieben und 
Beispielrevieren durchzuführen und die gewonnenen Erkenntnisse der Allge-
meinheit zugänglich zu machen.

2. Hierzu werden Lehrveranstaltungen durchgeführt und Schriften veröf-
fentlicht.

3. Der Verein verfolgt keine wirtschaftlichen, auf Gewinn gerichteten Zie-
le.
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§ 3 Mitgliedschaft

1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person wer-
den, die bereit ist, die Ziele des Vereins anzuerkennen.

2. 1Die Mitgliedschaft wird durch die Aufnahme begründet. 2Der Auf-
nahmeantrag ist schriftlich bei der Geschäftsstelle des Vereines einzu-
reichen.

3. 1Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. 2Wird die Aufnahme 
abgelehnt, ist dies dem Antragsteller schriftlich bekannt zu geben; eine 
Begründung ist nicht notwendig. 3Gegen die Ablehnung kann gemäß § 9 
Abs. 4 Pkt. e binnen eines Monats Berufung an die Mitgliederversamm-
lung eingelegt werden.

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft

1. 1Die Mitgliedschaft endet mit dem Tod des Mitgliedes, durch Austritt 
oder Ausschluss aus dem Verein. 2Gleichzeitig erlöschen alle Recht und 
Pflichten, die mit der Mitgliedschaft verbunden sind, sowie alle Ansprü-
che an das Vereinsvermögen.

2. 1Der Austritt kann nur zum Ende eines Kalenderjahres erklärt werden 
und ist nur wirksam, wenn die schriftliche Austrittserklärung spätestens 
am 30. September des Jahres bei der Geschäftsstelle eingeht. 2Der Bei-
trag ist bis zum Ende des Kalenderjahres zu entrichten.

3. 1Ein Mitglied kann ausgeschlossen werden, wenn es mindestens 
sechs Monate mit seiner Beitragspflicht im Rückstand ist, zweimal 
schriftlich gemahnt wurde und keine stichhaltige Begründung für das 
Versäumnis geben kann. 2Der Ausschluss ist ferner möglich, wenn das 
Mitglied grob fahrlässig oder vorsätzlich gegen die Vereinsinteressen 
verstoßen hat. 3Über den Ausschluss beschließt der Vorstand. 4Vor dem 
Ausschluss soll das Mitglied gehört werden. 5Der Beschluss ist zu be-
gründen und dem Mitglied schriftlich bekannt zu geben. 6Gegen den 
Ausschluss kann binnen eines Monats Berufung an die Mitgliederver-
sammlung eingelegt werden ( §9 Abs. 4 Pkt. e gilt entsprechend).
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§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder

1. Jedes Mitglied ist berechtigt, an den für die Mitglieder bestimmten 
Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen, Anträge zu stellen, das 
Stimmrecht auszuüben sowie die bestehenden Vereinseinrichtungen in 
Anspruch zu nehmen.

2. 1Gegen Entscheidungen und Beschlüsse des Vorstands, die Rechte 
eines Mitglieds berühren, ist die Beschwerde des betroffenen Mitglieds 
an die Mitgliederversammlung zulässig. 2Sie ist in der nächsten Mitglie-
derversammlung zur Entscheidung vorzulegen.

3. Die Mitglieder sind verpflichtet:

     a) die Ziele und Aufgaben des Vereins nach Kräften zu fördern,
     b) die Beiträge zu bezahlen,
     c) wichtige persönliche Veränderungen ( z.B. Wohnungsänderung,
         Bankverbindung ) der Geschäftsstelle schriftlich mitzuteilen.

§ 6 Mitgliedsbeiträge, Spenden

1. Die zur Erreichung des Vereinszweckes erforderlichen Geldmittel wer-
den durch Beiträge und Spenden aufgebracht.

2. Die Mitglieder sind zur Zahlung eines Beitrages verpflichtet, dessen 
Höhe die Mitgliederversammlung beschließt.

3. Der Mitgliedsbeitrag ist zu Beginn des Kalenderjahres fällig, bei Neu-
eintritt ist der Mitgliedsbeitrag zu Beginn des folgenden Jahres fällig.

4. Der Vorstand kann in besonderen Fällen Mitglieder von der Beitrags-
pflicht befreien, Beiträge ermäßigen und rückständige Beiträge erlassen.

§ 7 Organe des Vereins

Die Organe des Vereins sind:

a) der Vorstand
b) die Mitgliederversammlung



4

§ 8 Der Vorstand

1. Der Vorstand besteht aus dem:

a) ersten, zweiten und dritten Vorsitzenden
b) Schatzmeister
c) Schriftführer 
d) Geschäftsführer
e) und aus fünf weiteren Vorstandsmitgliedern

2. Der Vorstand leitet den Verein und beschließt über alle nicht der Mit-
gliederversammlung vorbehaltenen Vereinsangelegenheiten. 

3. Zur Erfüllung besonderer Aufgaben kann der Vorstand Arbeitskreise 
bilden.

4. 1Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 
vier Jahren gewählt. 2Er bleibt bis zu einer Neuwahl im Amt, Wiederwahl 
ist zulässig.

5. 1Der Vorstand (gem. §26 BGB) besteht aus dem ersten, zweiten und 
dritten Vorsitzenden. 2Jeder ist allein zur Vertretung des Vereins berech-
tigt. 3Im Innenverhältnis gilt: Der zweite Vorsitzende vertritt bei Verhinde-
rung des ersten Vorsitzenden, der dritte Vorsitzende nur bei Verhinde-
rung des ersten und zweiten Vorsitzenden.

§ 9 Die Mitgliederversammlung

1. Der Vorstand hat mindestens alle zwei Jahre eine ordentliche Mitglie-
derversammlung einzuberufen.

2. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn

a) der Vorstand es aus wichtigen Gründen beschließt oder wenn 
b) es mindestens 20% der Vereinsmitglieder unter Angabe der
    Gründe und der gewünschten Tagesordnung beantragen.

3. Die Mitgliederversammlung ist mindestens vier Wochen vorher schrift-
lich unter Angabe von Ort, Zeit und Tagesordnung einzuberufen.
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4. Aufgaben der Mitgliederversammlung sind:

a) Wahl des Vorstandes und zweier Rechnungsprüfer
b) Entlastung des Vorstands
c) Wahl der Delegierten zur Versammlung der Bundes-ANW
d) Festsetzung der Mitgliedsbeiträge
e) Beschlussfassung über Anträge zur Mitgliedschaft nach §3 Abs. 3 Satz 3
f) Beschlussfassung über eine Änderung der Satzung
g) Beschlussfassung über eine Auflösung des Vereins

§ 10 Beschlussfassung

1. 1Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der 
Vorstandsmitglieder anwesend sind. 2Er entscheidet mit Stimmenmehr-
heit. 3Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des ersten Vorsitzenden 
den Ausschlag, bei dessen Abwesenheit die des zweiten Vorsitzenden, 
bei dessen Abwesenheit die des dritten Vorsitzenden.

2. 1Beschlüsse der Mitgliederversammlung zu § 9 Abs. 4 a, b, c, d und e 
werden mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder ge-
fasst. 2Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung. 

3. Satzungsänderungen bedürfen einer Mehrheit von 2/3 der anwesen-
den Mitglieder.

4. Zur Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von 3/4 der anwesenden 
Mitglieder in schriftlicher Abstimmung notwendig.

5. Die Beschlüsse des Vorstands und der Mitgliederversammlung sind 
schriftlich niederzulegen und vom ersten Vorsitzenden, bei Abwesenheit 
von seinem Vertreter und dem Schriftführer, bei dessen Verhinderung 
von einem vom Vorstand beauftragten Verfasser zu unterzeichnen.

§ 11 Rechnungsprüfung

Die Überprüfung der Kassengeschäfte erfolgt einmal jährlich durch zwei 
von der Mitgliederversammlung für die Dauer von vier Jahren gewählte 
Rechnungsprüfer.
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§ 12 Vereinsvermögen

1. 1Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke ver-
wendet werden. 2Soweit das Vereinsvermögen nicht für den laufenden 
Bedarf benötigt wird, ist es zinsbringend anzulegen.

2. Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

3. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körper-
schaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen be-
günstigt werden.

4. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwe-
cke fällt das Vermögen des Vereins an den „Bund Naturschutz in Bayern 
e. V.“, der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke 
zu verwenden hat.

§ 13 Schlussbestimmungen

Soweit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, finden die Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches und die Artikel 88 bis 93 des 
Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes entsprechende Anwen-
dung.

§ 14 Inkrafttreten

1Diese Satzung tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 
2Gleichzeitig wird die Satzung vom 03.11.2000 aufgehoben.

Errichtet am ..27.10.2006.............................................

Unterzeichnet von den Mitgliedern:

1. ..Karl-Friedrich Sinner...................................................
2. ..Wulf-Eberhard Müller...................................................
3. ..Klaus Kaufmann...........................................................
4. ..Thomas Zanker.............................................................
5. .. Ulrich Mergner.............................................................
6. ...(4 weitere Mitglieder)...................................................
7. ..........................................................................................


